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Rede Städtetagspräsident Maly zu Beginn der Hauptversammlung  

Kommunen erwarten Respekt von Bund und Ländern –  

Flüchtlinge integrieren und Energiewende sichern  
 
Die deutschen Städte verlangen von Bund und Ländern eine respektvolle und 

angemessene Einbeziehung der Kommunen in alle aktuellen Beratungen, bei 

denen bedeutsame kommunale Themen verhandelt werden sollen. Dazu zählen 

die Fragen der Aufnahme, Unterbringung und Integration von Flüchtlingen und 

Asylbewerbern ebenso, wie die anstehende Neuregelung der Bund-Länder-

Finanzbeziehungen, erklärte der Präsident des Deutschen Städtetages, der 

Nürnberger  Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly, in seiner Rede zum Beginn der 

Hauptversammlung des Deutschen Städtetages heute in Dresden. Das Treffen von 

mehr als 1000 Delegierten und Gästen steht unter dem Motto „Wachsendes 

Gefälle zwischen den Städten – Entwicklungschancen für alle sichern.“ Am 

Nachmittag wird Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang Schäuble zur Hauptver-

sammlung erwartet, am morgigen zweiten, abschließenden Tag, ist Bundesarbeits- 

und Sozialministerin Andrea Nahles angekündigt. 

 

„Wenn Bund und Länder sogenannte Asylgipfel abhalten und dort ein 

Thema behandeln, dessen operative Zuständigkeit überwiegend bei den 

Kommunen liegt – schließlich wird über Wohl und Wehe der Integration 

in den Städten und Gemeinden entschieden –, wenn die im Koalitionsver-

trag vereinbarte Kommission zu den Bund-Länder-Finanzbeziehungen, 

bei der wir dabei wären, nicht einberufen wird, sondern stattdessen in 

verschiedenen Zirkeln ohne uns gesprochen wird, dann fehlt es an 

Respekt. Aktuell gibt es nun wenigstens einen Lichtblick, der uns freut: 

Wir sind eingeladen, morgen an einer Besprechung der Bundeskanzlerin 

mit den Ländern zur Asyl- und Flüchtlingspolitik teilzunehmen“, sagte 

der Städtetagspräsident. 

 

Maly forderte in seiner Rede ein klares Bekenntnis von Bund und Ländern zur 

gesamtstaatlichen Verantwortung für das Thema Asyl, eine stärkere Konzentra-

tion auf die nötige  Integrationsarbeit und ein beschleunigtes Verfahren für 

offensichtlich unbegründete Asylbegehren. So könnte zielgerichteter und 

effizienter für die gearbeitet werden, die länger hierbleiben. Aus gleichem Grund 

sollten Bund und Länder auch die Kosten für die Erstaufnahme vollständig 

finanzieren. Die Integrationsarbeit würden die Kommunen dann schon tragen, 

aber sie benötigten dabei Unterstützung von Bund und Ländern in den Fragen 

Wohnungsbau, Sprach- und Integrationskurse, Gesundheitsversorgung, Kita- und 

Schulversorgung sowie Arbeitsvermittlung. 
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Mit Blick auf die Wohnungspolitik lobte der Präsident die Mietpreisbremse. 

Damit habe die Bundesregierung einer wichtigen Forderung des Deutschen 

Städtetages entsprochen. Allerdings werde sich die Nachfrage nach bezahl-

barem Wohnraum nach seiner Einschätzung durch die anhaltend hohe Zahl an 

Flüchtlingen in einer Reihe von Städten eher noch verschärfen, weshalb es 

wichtig sei, schnell und in ausreichender Zahl zu bezahlbaren Wohnungen zu 

kommen, so der Präsident. Hier sieht Maly auch den Bund gefordert, 

möglichst schnell geeignete Anreize zu entwickeln, zum Beispiel über die 

Wohnungsbau- und die Städtebauförderung oder über weitere Instrumente. 

Aber es dürfe auch der Leerstand in manchen Städten nicht aus den Augen 

verloren werden. Beide Herausforderungen müssten beachtet werden: 

Wachstum hier, Leerstand dort. 

 

Hinsichtlich des Klimaschutzes, der Energiewende und der künftigen Energie-

versorgung in Deutschland verwies der Städtetagspräsident auf die entscheidende 

Rolle der Städte und warnte gleichzeitig vor übereilten Entscheidungen der 

Bundesregierung zu Lasten der Stadtwerke: „Die Energiemärkte der Zukunft 

werden dezentraler werden, wohl auch kleinteiliger. Es wäre in höchstem 

Maße fahrlässig und eine inakzeptable Verschwendung volkswirtschaftlichen 

Vermögens, wenn wir genau die Strukturen – also unsere Stadtwerke –, von 

denen wir wissen, dass wir sie später brauchen werden, heute gefährden 

würden.“ 

 

Nachdrücklich hob Maly die Bedeutung der Städte für das Zusammenleben 

der Menschen hervor. Er bekräftigte mit Blick auf die Reform der föderalen 

Finanzbeziehungen Forderungen des Deutschen Städtetages nach Entlastung 

der Kommunen bei den Sozialausgaben, nach mehr Investitionen in die 

Infrastruktur, nach Hilfen für strukturschwache Regionen und Kommunen 

und für die Entschuldung finanzschwacher Kommunen sowie nach einer 

Fortführung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG). 

 

„Wir kämpfen als Städte nicht um Steuereuros von Bund und Ländern 

nur um des Geldes willen, sondern wir gestalten damit die Lebens-

qualität in unseren Städten. Wir investieren in für die deutsche 

Wirtschaft existenzielle Infrastruktur sowie in Bildungsgerechtigkeit und 

soziale Teilhabe. Wir nehmen die Gleichwertigkeit der Lebensverhält-

nisse ernst. Wir betreiben den Kulturstaat Bundesrepublik Deutschland. 

Das alles gibt es nicht zum Nulltarif“, erklärte der Präsident des Deutschen 

Städtetages.  


